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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Spranger, Dr. Miltner, Dr. Eyrich, 
Dr. Langguth, Berger (Herne), Broll, Dr. Müller und Genossen 
und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 8/1628 - 


Veröffentlichung von Vorgängen aus dem Bundesamt für Verfassungsschutz 


Der Bundesminister des Innern - ÖS 2 - 601 450/ 10 - hat mit 
Schreiben vom 11. April 1978 die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Hat der Bundesinnenminister bei der Durchsidit der ihm zu- 
geleiteten Auszüge des Manuskripts zu dem Buch „Das Amt" 
von Dr. G. Nollau unter dem Gesichtspunkt der Amtsverschwie- 
genheit auch kompetente Vertreter des Bundesamtes für Ver- 
fassungsschutz herangezogen? Wenn nein, auf welche Weise 
haben sich die durchsehenden Personen die erforderliche fach- 
liche Kompetenz insbesondere auch im Hinblick auf länger 
zurückliegende und solche Vorgänge beschafft, die sich über- 
wiegend oder ausschließlich im Bereich des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz abgespielt haben? 

Angehörige des Bundesamtes für Verfassungsschutz sind zur 
Durchsicht der Auszüge aus dem Manuskript nicht herange- 
zogen worden. Der Bundesminister des Innern verfügt nicht nur 
im nadigeordneten Bereich, sondern auch im Ministerium über 
Mitarbeiter, die hinreichende Sachkunde haben. 


2. Auf welche Weise glaubt die Bundesregierung sichergestellt, 
daß auch fachkundige Personen außerhalb des amtlichen Be- 
reichs aus bestimmten Schilderungen in dem Nollau-Buch zum 
Beispiel nicht auf die Person geheimer Mitarbeiter des Ver- 
fassungsschutzes schließen können? 

Die Bundesregierung hat keine Anhaltspunkte dafür, daß „be- 
stimmte Schilderungen" des Buches Informationen über die 
Identität geheimer Mitarbeiter des Verfassungsschutzes ent- 
halten oder „sachkundigen Personen außerhalb des amtlichen 
Bereichs" insoweit neue Erkenntnisse vermitteln könnten. 
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3. Auf Grund welcher Tatsachen ist die Bundesregierung gewiß, 
daß durch Nollaus Darstellung einer Aktion gegen die illegale 
KPD keine Personen oder nachrichtendienstlichen Zugänge ge- 
fährdet werden? Hält die Bundesregierung die strikte Gepflo- 
genheit, auch über abgeschlossene nachrichtendienstliche Opera- 
tionen nicht öffentlich zu berichten oder dazu Stellung zu neh- 
men, für überholt oder überflüssig? 

Zum ersten Teil der Frage kann auf die Antwort zu 2. ver- 
wiesen werden. 

Die in dieser Frage angesprochene „Gepflogenheit" hält die 
Bundesregierung für grundsätzlich berechtigt. Es handelt sich 
bei dieser Übung allerdings um kein starres Prinzip. Auch in 
amtlichen Veröffentlichungen wird, wo dieses Informationswert 
hat und ohne Verletzung von geheimhaltungsbedürftigen Sach- 
verhalten möglich ist, über abgeschlossene Operationen berich- 
tet, z, B. im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit, in den Verfas- 
sungsschutzberichten, im Informationsdienst „Innere Sicher- 
heit" und durch Unterrichtung der Medien. 

Für die Wahrung dieser „Gepflogenheit" durch nichtamtliche 
Veröffentlichungen, z. B. eines Ruhestandsbeamten, besteht ein 
rechtlich verbindlicher Maßstab nur durch die beamtenrechtliche 
Verschwiegenheitspflicht, auf deren Begrenzung die Bundes- 
regierung bereits in ihrer Antwort vom 23. Januar 1978 auf die 
Kleine Anfrage der CDU/CSU-Fraktion zum gleichen Gegen- 
stand (Drucksachen 8/1344, 8/1459) hingewiesen hat. Außerhalb 
dieser Begrenzung handelt der Autor eigenverantwortlich im 
Rahmen seiner Einsichten über Anstand, Takt und der von ihm 
auf Grund seiner Position zu wahrenden Zurückhaltung. 


4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung ihres Staatssekretärs 
Dr. Schüler, die jüngsten Auslassungen Nollaus seien „ein 
ganz schlechter, ungehöriger Stil"? 

Die Bundesregierung hat in ihrer schon erwähnten Antwort 
vom 23. Januar 1978 auf die Kleine Anfrage der CDU/CSU- 
Fraktion über die rechtliche Beurteilung hinaus ihre Auffassung 
von den Freiheiten, aber auch von den Grenzen journalistischer 
oder schriftstellerischer Tätigkeiten von ehemaligen Mitarbei- 
tern des öffentlichen Dienstes, zumal früherer Angehöriger 
der Nachrichtendienste in herausgehobenen Positionen, hinrei- 
chend deutlich zujn Ausdruck gebracht. Sie hat in ihren Ant- 
worten zu den damaligen Fragen 1 und 4 auf folgendes hinge- 
wiesen: einerseits ist in Ansehung der gesetzlichen bzw. tarif- 
vertraglich begründeten Verschwiegenheitspflicht der Mit- 
arbeiter des öffentlichen Dienstes - auch der ehemaligen - zu 
berücksichtigen, daß nach der Rechtsprechung des Bundesver- 
fassungsgerichts die allgemeinen Gesetze - somit auch das Bun- 
desbeamtengesetz - im Lichte der besonderen Bedeutung des 
Grundrechts der freien Meinungsäußerung ausgelegt werden 
müssen. Andererseits sollten sich, unbeschadet dieser Rechts- 
lage, Angehörige der Nachrichtendienste, namentlich solche in 
herausgehobenen Positionen, mit öffentlichen Äußerungen be- 
sonders zurückhalten. Diese Zurückhaltung ist in den Memoiren 
des vormaligen Präsidenten des Bundesamtes für Verfassungs- 
schutz nicht in allen Fällen erkennbar. 
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5. Wie erklärt sich die Bundesregierung die Tatsache, daß zu 
gleicher Zeit zweien von drei unter der Verantwortung des 
früheren Bundeskanzlers Brandt ernannten Geheimdienstchefs 
~ außer Dr. Nollau auch Herrn Scherer - „ein ganz schlechter, 
ungehöriger Stil" bescheinigt werden muß? 

Soweit die Frage auf Personalentscheidungen abzielt, entspricht 
es ständiger Übung der Bundesregierung - auch der früher von 
der CDU geführten - sich hierzu nicht wertend zu äußern. 
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